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5. Wahlperiode 


Drucksache V/4028 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. März 1969 

III/4 — 23102 — 5990/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. November 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen (Lebensmittelgesetz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über den Übergang von Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Rechts des Gesundheitswesens 
vom 29. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 560), wird 
wie folgt geändert; 

1. In § 6 Abs. 1 wird hinter Nummer 2 folgende 
Nummer 3 eingefügt: 

„3. Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 Nr. 1 
oder Spielwaren hergestellt werden,“. 

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a angefügt: 

»§ 10 a 

(1) Im Bereich der Bundeswehr obliegt der 
Vollzug dieses Gesetzes bei der Überwachung 
des Verkehrs mit Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen, insbesondere in den Verpfle- 
gungseinrichtungen und Kantinen, den zustän- 
digen Stellen und Sachverständigen der Bundes- 
wehr. 

(2) Die zuständigen Stellen der Bundeswehr 
und die für die Überwachung des Verkehrs mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen zustän- 
digen Behörden der Länder sind verpflichtet, 
sich beim Vollzug dieses Gesetzes gegenseitig 
Amtshilfe zu leisten. Sie haben sich insbesondere 

1. die für den Vollzug des Gesetzes zu- 
ständigen Stellen und Sachverständi- 
gen mitzuteilen und 

2. bei Zuwiderhandlungen und bei Ver- 
dacht auf Zuwiderhandlungen gegen 
Vorschriften des Lebensmittelrechts für 


den jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
unverzüglich zu unterrichten und bei 
der Ermittlungstätigkeit gegenseitig zu 
unterstützen.“ 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Land 
Berlin. 


3. § 20 a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

,In Nummer 2 Buchstabe b werden hinter dem 
Wort „Bundesgrenzschutzes“ die Worte „des 
Luftschutz Warndienstes und des Technischen 
Hilfswerks“ und hinter den Worten „einschließ- 
lich der hierfür erforderlichen Versuche“ die 
Worte „sowie der Abgabe solcher Lebensmittel 
an andere, wenn dies zur ordnungsgemäßen 
Vorratshaltung erforderlich ist“ eingefügt.' 


4. In § 20 b Abs. 1 Satz 1 erhalten die beiden er- 
sten Halbsätze folgende Fassung: 

„Zuständig für die Zulassung von Ausnahmen 
nach § 20 a Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 Buchstabe b 
ist der Bundesminister für Gesundheitswesen im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft; im Falle des § 20 a Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b auch im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern;“. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Die in diesem Gesetz vorgesehenen Änderungen 
des Lebensmittelgesetzes greifen der Gesamtreform 
des Lebensmittelgesetzes und des Lebensmittel- 
rechts nicht vor. Sie betreffen Vorschriften des Le- 
bensmittelgesetzes, die im wesentlichen für den 
Vollzug dieses Gesetzes Bedeutung haben und des- 
halb nicht länger zurückgestellt werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 können von 
einer für die menschliche Gesundheit gefährlichen 
Beschaffenheit sein. Hinsichtlich der in § 2 Nr. 1 
genannten Bedarfsgegenstände hat der Gesetzgeber 
dieser Erkenntnis bereits anläßlich der Änderung 
des Lebensmittelgesetzes im Jahre 1958 durch die 
Einführung des in § 4 b Nr. 5 ausgesprochenen Ver- 
bots Rechnung getragen. Dadurch soll verhindert 
werden, daß verbotene Stoffe auf dem Weg über 
Bedarfsgegenstände auf oder in Lebensmittel ge- 
langen. Diesem Verbot kommt insbesondere im Hin- 
blick auf die in zunehmendem Maße verwendeten 
Kunststoffe Bedeutung zu. Die gesundheitlich unbe- 
denkliche Beschaffenheit eines aus Kunststoff her- 
gestellten Bedarfsgegenstandes kann jedoch am fer- 
tigen Erzeugnis nur schwer festgestellt werden. Die 
Untersuchungsbehörden benötigen, um die Zusam- 
mensetzung des Kunststoffes analytisch bestimmen 
zu können, vor allem auch Anhaltspunkte über die 
Art der Behandlung des Kunststoffes bei der Fer- 
tigung des Bedarfsgegenstandes. Diese Anhalts- 
punkte können jedoch nur durch Besichtigung des 
Pierstellungsvorganges gewonnen werden. 

Auch im Hinblick auf die Überwachung des Ver- 
kehrs mit Spielwaren bedarf die Besichtigungsbe- 
fugnis einer Erweiterung auf die Herstellungsräume. 
Bei Spielwaren besteht in besonderem Maße die Ge- 
fahr, daß von ihnen gesundheitsgefährliche Stoffe 
direkt in den menschlichen Körper übergehen, da 
sie bei vorauszusehendem Gebrauch von Kindern 
mitunter in den Mund genommen werden. Die ge- 
sundheitsgefährliche Beschaffenheit der Spielwaren 
kann jedoch insbesondere bei den zunehmend ver- 
wendeten Kunststoffen kaum am fertigen Erzeugnis 
festgestellt werden, so daß die Überwachung sich 
auch auf den Herstellungsvorgang erstrecken muß. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Eine Sondervorschrift über den Vollzug des Le- 
bensmittelgesetzes im Bereich der Bundeswehr ent- 
sprechend der früheren Regelung für den Bereich 
des Reichsheeres und der Reichsmarine (vgl. Reichs- 
gesundheitsblatt 1934, Seite 590, Artikel 1 Abs. 2) 
besteht nicht mehr, so daß die Befugnis zur Überwa- 
chung des Verkehrs mit Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen (Lebensmittelüberwachung) in Ein- 
richtungen der Bundeswehr einer Klarstellung be- 
darf. 


Die Lebensmittelüberwachung im Bereich der Bun- 
deswehr wird bereits jetzt laufend durch die Sach- 
verständigen und Untersuchungsstellen der Bundes- 
wehr durchgeführt. Den zivilen Lebensmittelüber- 
wachungsbehörden ist eine ordnungsgemäße Über- 
wachung auf Märschen, Transporten, Manövern 
usw. ohnehin nicht möglich. Innerhalb der Bundes- 
wehr bestehen einheitlich geltende Richtlinien z. B. 
hinsichtlich der hygienischen Anforderungen an Ge- 
meinschaftsküchen und Vorratslager, Qualität der 
einzelnen Lebensmittel, Ausstattung der Küchen, 
Ausschreibung von Truppenverpflegung. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Bei Ausnahmen für die Sonderverpflegung und Vor- 
ratshaltung der öffentlichen Hilfsdienste des Zivil- 
schutzes gelten die gleichen Voraussetzungen wie 
für die Bundeswehr und den Bundesgrenzschutz. 
Ausnahmen nach § 20 a Abs. 1 des Lebensmittel- 
gesetzes sollen daher auch für die Verpflegung der 
öffentlichen Hilfsdienste zugelassen werden können. 
Da es sich bei diesen Organisationen um Einrich- 
tungen des Bundes handelt, für die eine einheit- 
liche Planung erforderlich ist, reicht die Vorschrift 
des § 20 a Abs. 2 Nr. 2 c LMG insofern nicht mehr 
aus. 

Die Vorratshaltung von Lebensmitteln, die für in 
§ 20 a Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben a, b und c genannte 
Organisationen abweichend von den in § 20 a Abs. 1 
aufgeführten Vorschriften des Lebensmittelgesetzes 
hergestellt werden dürfen, macht in längeren Zeit- 
abständen die Wälzung der nicht aufgebrauchten 
Bestände erforderlich. Es muß daher die Möglich- 
keit vorgesehen werden, die in der Regel hochwer- 
tigen Lebensmittel an einen begrenzten Personen- 
kreis zu veräußern, um die anderweitige Verwen- 
dung oder die Vernichtung dieser Lebensmittel und 
entsprechende finanzielle Verluste zu vermeiden. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Änderung des § 20 b Abs. 1 des Lebensmittel- 
gesetzes berücksichtigt Mitwirkungszuständigkeiten 
einzelner Bundesressorts bei der Zulassung von 
Ausnahmen nach Maßgabe der neu eingefügten 
Nummer 3 in § 20 a Abs. 2 dieses Gesetzes. 

Zu Artikel 2 

Enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die für das Inkrafttreten dieses Gesetzes vorgese- 
hene übergangsfrist erscheint ausreichend, um ge- 
gebenenfalls erforderlich werdende organisatorische 
Maßnahmen durchführen zu können. 

* 

Durch das Gesetz entstehen für den Bund und die 
Länder keine zusätzlichen Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen." 

Begründung 

Durch das Gesetz sollen Vorschriften geändert 
werden, die durch das Änderungsgesetz vom 
21. Dezember 1958 mit Zustimmung des Bundes- 
rates eingefügt worden sind. Die Zustimmungs- 
bedürftigkeit ergibt sich ferner aus Artikel 87 b 
Abs. 2. GG im Hinblick auf die in dem neuen 
§ 10 a LMG vorgesehenen Zuständigkeiten von 
Stellen der Bundeswehr. Im übrigen sind in dem 
neuen § 10 a Abs. 2 Satz 2 Verfahrensregelungen 
für die Landesbehörden vorgesehen (Artikel 84 
Abs. 1 GG). 


2. Zu Artikel 1 

In den Eingangsworten ist der zweite Halbsatz 
wir folgt zu fassen: 

„ . . . , zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), . . 

Begründung 
Notwendige Richtigstellung. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 1 
Entschließung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob § 6 nicht 
im Hinblick auf Artikel 13 des Grundgesetzes 
gemäß Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
ergänzt werden muß. Mit der Einbeziehung der 
Herstellung von Bedarfsgegenständen und Spiel- 
waren in die Überwachung nach § 6 des Lebens- 
mittelgesetzes kann auch das Betreten von 
Wohnräumen erforderlich werden, z. B. bei der 
Herstellung von Spielwaren in Heimarbeit. Die 
danach notwendige Grundrechtseinschränkung 
geht über die herkömmlichen Einschränkungen 
des Grundrechts aus Artikel 13 des Grundgeset- 
zes hinaus. An § 6 könnte etwa folgender Ab- 
satz 5 angefügt werden: 

„(5) Zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung können 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 auch Wohn- 
räume betreten werden. Das Grundrecht der Un- 
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt." 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 

Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig, da sich der vor- 
gesehene Text nicht von dem des geltenden 
Rechts unterscheidet. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 

des Bundesrates 


Zu 1. 

Der Auffassung des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. Die Bundesregierung vertritt in 
ständiger Praxis die Auffassung, daß die Änderung 
eines Zustimmungsgesetzes nur dann der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, wenn durch das An- 
derungsgesetz Vorschriften geändert werden, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen Ge- 
setzes begründet haben. Diese Voraussetzungen 
liegen hier nicht vor. Auch aus Artikel 87 b Abs. 2 
GG kann die Zustimmungsbedürftigkeit des Geset- 
zes nach Auffassung der Bundesregierung nicht her- 
geleitet werden, weil die dort in Satz 1 als Alter- 
nativen aufgeführten Voraussetzungen nicht vor- 
liegen. Ferner kann nach Auffassung der Bundes- 
regierung die in § 10 a Abs. 2 Satz 2 getroffene Rege- 
lung nicht als Verfahrensregelung für die Landesbe- 
hörden angesehen werden; sie ist ausschließlich als' 
nähere Erläuterung der in Artikel 35 GG veranker- 
ten allgemeinen Verpflichtung zur Amtshilfe anzu- 
sehen. 

Zu 2. 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 3. 

Der Entschließung, im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren zu prüfen, ob die vorgesehene Änderung 
des § 6 des Lebensmittelgesetzes nicht im Hinblick 


auf Artikel 13 des Grundgesetzes ergänzt werden 
muß, sollte wie folgt Rechnung getragen werden: 

Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Lebensmittelgesetzes vom 21. Dezember 1958 
(BGBl. I S. 950) sieht eine entsprechende Grund- 
rechtseinschränkung im Hinblick auf die geltende 
Fassung des § 6 des Lebensmittelgesetzes bereits 
vor. Zum Ausschluß von Zweifeln, ob durch Arti- 
kel 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Lebensmittelgesetzes in seiner geltenden Fas- 
sung nicht schon der Empfehlung des Bundesrates 
Rechnung getragen wird, erscheint es zweckmäßig, 
die auch nach Auffassung der Bundesregierung ge- 
botene Grundrechts einschränkung nicht in § 6 des 
Lebensmittelgesetzes, sondern in der gleichen Weise 
vorzunehmen, wie dies anläßlich der Novellierung 
des Lebensmittelgesetzes im Jahre 1958 geschehen 
ist. Demgemäß sollte Artikel 2 des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 
wie 'folgt gefaßt und der vorliegende Gesetzentwurf 
entsprechend ergänzt werden: 

„Artikel 2 

Zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung können nach 
Maßgabe des § 6 Abs. 1 bis 4 des Lebensmittel- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes auch 
Wohnräume betreten werden. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt." 

Zu 4. 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 
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